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�Fortsetzung des Mietverhältnis-
ses wegen unzumutbarer Härte 
 
BGH, Urteile vom 22.05.2018 - VIII ZR 180/18 und 
VIII ZR 167/17 
 
Der BGH präzisiert in zwei Entscheidungen, wann 
ein Mieter nach einer Eigenbedarfskündigung die 
Fortsetzung des Mietverhältnisses wegen unzu-
mutbarer Härte verlangen kann. 
Verfahren VIII ZR 180/18: 

Die Beklagte ist seit 1974 Mieterin einer 
Dreizimmerwohnung in Berlin, die sie mit ihren 
beiden Söhnen bewohnt. Im Jahr 2015 hat der 
Kläger diese Wohnung zur Eigennutzung erwor-
ben und der Beklagten gekündigt. Der vom Kläger 
ausgesprochenen Eigenbedarfskündigung wider-
sprach die Beklagte, aufgrund ihres Alters und 
ihrer Demenzerkrankung, da sie nur bedingt Neu-
es lernen und den Weg in eine neue Umgebung 
finden kann, so dass ein Umzug mit einer Ver-
schlechterung ihres Gesundheitszustandes ein-
hergehen würde. 

Die entsprechende Räumungsklage wurde 
vom Berufungsgericht abgewiesen. Das Gericht 
hatte entschieden, dass das Mietverhältnis der 
Parteien auf unbestimmte Zeit fortgesetzt werde, 
da ein Härtefall bestehe. 
Verfahren VIII ZR 167/17:  

Seit 2006 sind die Beklagten Mieter einer 
Doppelhaushälfte der Kläger in der Nähe von 
Halle. Im Haus wohnt auch der volljährige Sohn 
der Beklagten zu 1 (Beklagter zu 3) sowie der Bru-
der des Beklagten zu 2 (Beklagter zu 4). Die Klä-
ger kündigten im Jahr 2015 das Mietverhältnis, 
weil die bisher in Bayern lebende Ehefrau (Kläge-
rin zu 1) in die Doppelhaushälfte einziehen wolle, 
um ihre Großmutter besser pflegen zu können. 

Die Mieter widersprachen der Kündigung, 
da der wahre Grund für die Kündigung Streitigkei-
ten über Mängel des Doppelhaushälfte seien. Die 
Beklagten zu 1 und 4 beriefen sich auf Härtegrün-
de, vor allem auf die schwere Krankheit des Be-
klagten zu 4. Er wird von seinem als Betreuer be-
stellten Bruder (Beklagter zu 2) und von der Be-
klagten zu 1 im Haus versorgt. Nach einem vorge-
legten Attest eines Psychiaters führe ein erzwun-
gener Umzug unweigerlich zu einer erheblichen 
Verschlechterung des Gesundheitszustands. 

Die Vorinstanzen haben der Räumungs-
klage stattgegeben und die Eigenbedarfskündi-
gung für begründet erachtet. 

Ein Sachverständigengutachten über die 
Verschlechterung des Gesundheitszustands des 

Beklagten zu 4 wurde nicht eingeholt. Das Beru-
fungsgericht hat das Vorliegen einer unzumutba-
ren Härte verneint, da sich aus dem vorgelegten 
Attest eine drohende schwerwiegende Beein-
trächtigung oder drohende Lebensgefahr nicht 
ergebe. 
 In beiden Fällen hat der Bundesgerichts-
hof das Berufungsurteil aufgehoben und die Sa-
che zur weiteren Sachaufklärung zurückverwie-
sen, vor allem hinsichtlich des Bestehen, von 
Härtegründen. Aus dem Grund, dass von Seiten 
des Vermieters wie des Mieters grundrechtlich 
geschützte Belange betroffen sind, ist erforder-
lich, dass im jeweiligen Einzelfall die Interessen 
des Mieters an der Fortsetzung des Mietverhält-
nisses diejenigen des Vermieters an dessen Be-
endigung überwiegen. Nur dann greife die Härte-
fallregelung. Werden von dem Mieter für den Fall 
eines erzwungenen Wohnungswechsels dabei 
substantiiert ihm drohende schwerwiegende Ge-
sundheitsgefahren geltend gemacht, muss sich 
das Gericht grds. zwingend mittels sachverstän-
diger Hilfe ein genaues und nicht nur an der 
Oberfläche haftendes Bild davon zu verschaffen, 
welche gesundheitlichen Folgen im Einzelnen mit 
einem Umzug verbunden sind, insbesondere wel-
chen Schweregrad zu erwartende Gesundheitsbe-
einträchtigungen voraussichtlich erreichen wer-
den und mit welcher Wahrscheinlichkeit dies 
eintreten kann.  
Dabei ist ein Sachverständigengutachten regel-
mäßig von Amts wegen einzuholen, wenn der Mie-
ter eine zu besorgende Verschlechterung seines 
Gesundheitszustandes durch ärztliches Attest 
belegt hat. Hierbei ist u.a zu untersuchen, an wel-
chen Erkrankungen der betroffene Mieter konkret 
leidet und wie sich diese auf seine Lebensweise 
und Autonomie sowie auf seine psychische und 
physische Verfassung auswirken und, ob und 
inwieweit sich die mit einem Umzug einhergehen-
den Folgen mittels Unterstützung durch das Um-
feld beziehungsweise durch begleitende ärztliche 
und/oder therapeutische Behandlungen mindern 
lassen.  
 
Fazit: 
Aufgrund von Faktoren wie Alter und langer Miet-
dauer mit einer erheblichen Verschlechterung des 
Gesundheitszustand, kann der Mieter einer Kün-
digung des Vermieters widersprechen und von 
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diesem die Fortsetzung des Mietverhältnisses verlangen.
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